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Hinweis zur Grenzbepflanzung 
 
Zivilrechtlich (siehe nachstehenden Auszug aus dem AGBGB) gelten relativ geringe Grenzabstände 
gegenüber angrenzenden Grundstücken. Auch im Genehmigungsverfahren kann nur in seltenen Fällen (z.B. 
bei erheblichen Ertragseinbußen infolge Beschattung oder bei anderen erheblichen Nachteilen für 
angrenzende Grundstücke) ein größerer Abstand als zwei Meter angeordert werden. 
 
Die meisten Laubbäume neigen am Waldrand zu weit ausladenden Seitenästen, die oft mehrere Meter weit 
über die Grenze ins Nachbargrundstück hineinwachsen. Der Nachbar braucht aber überwachsende Äste auf 
seinem Grundstück nicht zu dulden, wenn sie ihn in der Bewirtschaftung seines Grundstückes behindern 
oder sonstige nachteilige Auswirkungen auf sein Grundstück haben (die Nachteile müssen nicht unbedingt 
„erheblich“ sein). Er kann nach § 910 BGB die überwachsenden Äste selbst beseitigen. Die Gerichte sind 
inzwischen überwiegend der Meinung, dass er nicht selbst tätig werden muss, sondern vom 
Baumeigentümer die Beseitigung der überwachsenden Äste verlangen kann. 
 
Um späteren Streitigkeiten wegen überwachsender Äste vorzubeugen, empfiehlt es sich, freiwillig 
einen größeren Grenzabstand einzuhalten bzw. entlang der Grenze zu Nachbargrundstücken etwa in 
den äußeren  beiden Pflanzreihen Laubbäume zweiter Ordnung zu pflanzen, die nicht zu weit 
ausladenden Seitenästen neigen. Geeignet sind z.B. Vogelbeere, Feldahorn, Birke, Wildkirschen und 
anderes Wildobst. 
 
 
Auszug dem Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (AGBGB)  
 
Art. 47 Grenzabstand von Pflanzen 
(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann verlangen, dass auf einem Nachbargrundstück nicht Bäume, Sträucher 
oder Hecken, Weinstöcke oder Hopfenstöcke in einer geringeren Entfernung als 0,50 m oder, falls sie über 2 m hoch 
sind, in einer geringeren Entfernung als 2 m von der Grenze seines Grundstücks gehalten werden. 
(2) Zugunsten eines Waldgrundstücks kann nur die Einhaltung eines Abstands von 0.50 m verlangt werden. Das 
gleiche gilt, wenn Wein oder Hopfen auf einem Grundstück angebaut wird, in dessen Lage dieser Anbau nach den 
örtlichen Verhältnissen üblich ist. 
 
Art. 48 Grenzabstand bei landwirtschaftlichen Grundstücken 
(1) Gegenüber einem landwirtschaftlich genutzten Grundstück, dessen wirtschaftliche Bestimmung durch Schmälerung 
des Sonnenlichts erheblich beeinträchtigt werden würde, ist mit Bäumen von mehr als 2 m Höhe ein Abstand von 4 m 
einzuhalten. 
(2) Die Einhaltung des in Absatz 1 bestimmten Abstandes kann nur verlangt werden, wenn das Grundstück die 
bezeichnete wirtschaftliche Bestimmung schon zu der Zeit gehabt hat, zu der die Bäume die Höhe von 2 m 
überschritten haben. 
 
Art. 49 Messung des Grenzabstands 
Der Abstand nach Art. 47 und 48 wird von der Mitte des Stammes an der Stelle, an der dieser aus dem Boden 
hervortritt, bei Sträuchern und Hecken von der Mitte der zunächst an der Grenze befindlichen Triebe, bei 
Hopfenstöcken von der Hopfenstange oder dem Steigdraht ab gemessen. 
 
Art. 50 Ausnahmen vom Grenzabstand 
(1) Art. 47 und 48 sind nicht auf Gewächse anzuwenden, die sich hinter einer Mauer oder einer sonstigen dichten 
Einfriedung befinden und diese nicht oder nicht erheblich überragen. Sie gelten ferner nicht für Bepflanzungen, die 
längs einer öffentlichen Straße oder auf einem öffentlichen Platz gehalten werden, sowie für Bepflanzungen, die zum 
Uferschutz, zum Schutz von Abhängen oder Böschungen oder zum Schutz einer Eisenbahn dienen. 
(2) Art. 48 Abs. 1 gilt auch nicht für Stein- und Kernobstbäume sowie Bäume, die sich in einem Hofraum oder einem 
Hausgarten befinden. 
(3) Im Fall einer Aufforstung kann die Einhaltung des in Art. 48 Abs. 1 bestimmten Abstandes nicht verlangt werden, 
wenn die Aufforstung nach der Lage des aufzuforstenden Grundstücks der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit entspricht. 
Im übrigen bleiben die besonderen Vorschriften über den Grenzabstand bei der Erstaufforstung unberührt. 
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Art. 51 Ältere Gewächse und Waldungen 
(1) Für die bereits zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorhandenen Bäume, Sträucher und 
Hecken sind die vor diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften weiterhin anzuwenden, soweit sie das Halten der 
Gewächse in einer geringeren als der nach Art. 47 bis 50 einzuhaltenden Entfernung von der Grenze des 
Nachbargrundstücks gestatten. 
(2) Bei einem Grundstück, das bereits zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit Wald bestanden 
war, gilt bis zur ersten Verjüngung des Waldes nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs das gleiche auch für 
neue Bäume und Sträucher. Auch nach der Verjüngung ist Art. 48 nicht anzuwenden. 
(3) Der Eigentümer eines Waldgrundstücks ist verpflichtet. die Wurzeln eines Baumes oder Strauches, die von einem 
Nachbargrundstück eingedrungen sind, das bereits zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit Wald 
bestanden war, sowie die von einem solchen Grundstück herüberragenden Zweige bis zur ersten Verjüngung des 
Waldes auf dem Nachbargrundstück nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu dulden. 
(4) Dem Eigentümer eines anderen Grundstücks obliegt die Duldungspflicht nach Absatz 3 nur gegenüber den 
herüberragenden Zweigen, soweit diese mindestens 5 m vom Boden entfernt sind; die Entfernung wird bis zu den 
unteren Spitzen der Zweige gemessen. Herüberragende Zweige, die weniger als 5 m vom Boden entfernt sind, müssen 
auf der westlichen, nordwestlichen, südwestlichen und südlichen Seite des mit Wald bestandenen Grundstücks geduldet 
werden, wenn durch ihre Beseitigung der Fortbestand eines zum Schutz des Waldes erforderlichen Baumes oder 
Strauches gefährdet oder die Ertragsfähigkeit des Waldbodens infolge des Eindringens von Wind und Sonne 
beeinträchtigt werden würde. 
 
Art. 52 Verjährung der nachbarrechtlichen Ansprüche 
(1) Die sich aus Art. 43 bis 45 und Art. 46 Abs. 1 ergebenden Ansprüche unterliegen nicht der Verjährung. Der 
Anspruch auf Beseitigung eines die Art. 47 bis 50 und Art. 51 Abs. 1 und 2 verletzenden Zustandes verjährt in fünf 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Verletzung erkennbar war. 
(2) Sind Ansprüche nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 verjährt und werden die Gewächse durch neue ersetzt, so kann 
hinsichtlich der neuen Gewächse die Einhaltung des in Art. 47 bis 50 und 51 Abs. 1 und 2 vorgeschriebenen Abstandes 
verlangt werden. 


